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LE CONSEIL D’ETAT
DU CANTON DU VALAIS





Sitten, den 14. Januar 2003


(Gemäss Empfängerliste)

Revision des Dekrets vom 1. Februar 2002 über das Gesundheitsnetz Wallis (GNW)

Vernehmlassungsverfahren 

________________________________________________________________________

Sehr geehrte Damen und Herren, 

In der Beilage finden Sie nebst einem erläuternden Bericht einen Vorentwurf für ein Dekret zur Änderung des Dekrets vom 1. Februar 2002 über das Gesundheitsnetz Wallis (GNW). Wir laden Sie ein, dazu Stellung zu nehmen.

Nachdem die Regierung die ersten Erfahrungen des Verwaltungsrats des GNW ausgewertet und und mit ihm zusammen die jüngste Entwicklung in der Spitalpolitik einer vertieften Untersuchung unterzogen hat, ist sie zu der Überzeugung gelangt, dass die Rolle der Gemeinden im Spitalwesen so bald wie möglich revidiert werden muss.

Drei Gründe haben den Staatsrat hauptsächlich veranlasst, Ihnen diesen Vorentwurf für die Revision des Dekrets vom 1. Februar 2002 über das GNW zu unterbreiten :

-
Die rechtliche Stellung der Spitäler (privatrechtliche Gemeindeverbände) ist, wie Expertenberichte und juristische Arbeiten seit ungefähr zehn Jahren bewiesen haben, ist nicht mehr zweckmässig. Die heutige Rechtslage beeinträchtigt die Beziehungen zwischen dem Staat und den Gemeinden negativ.

· Die finanzielle Situation der Spitäler hat sich in den meisten Fällen rapid verschlechtert. Die Gemeinden werden dadurch in eine kurzfristig kaum haltbare Position versetzt, ohne dass sie wirklich die Zuständigkeiten und die Mittel hätten, diese Entwicklung in den Griff zu bekommen.

-
Die Spitalplanung, die de facto seit 1996 blockiert ist, muss dringend umgesetzt werden, indem alle existierenden Spitäler im vorrangigen Interesse der Patienten des gesamten Kantons vernetzt werden.
Beim vorliegenden Dekret geht es um eine wesentliche Weichenstellung. Aus diesem Grunde interessiert den Staatsrat die Meinung der Gemeinden und der leitenden Organe der Gemeindeverbände (Vereine), die die Spitäler betreiben.

Wir wären Ihnen deshalb sehr dankbar, wenn Sie die folgenden Fragen beantworten und die Kommentare und Vorschläge, die Ihnen nützlich erscheinen, anfügen würden.

1. Sind Sie damit einverstanden, dass die gegenwärtige finanzielle Beteiligung der Gemeinden an den Spitalausgaben aufgehoben und dem Kanton übertragen wird ? 

2. Sind Sie damit einverstanden, dass parallel dazu die gegenwärtigen Kompetenzen der leitenden Organe der Spitalverbände betreffend die planungsrevelanten Spitaltätigkeiten dem Verwaltungsrat des GNW übertragen und ausserdem die notwendigen betrieblichen Infrastrukturen der Spitäler dem GNW zur Verfügung gestellt werden?

Wir weisen Sie darauf hin, dass zwischen diesen beiden Vorschlägen ein enger Zusammenhang besteht. Wenn lediglich die finanzielle Beteiligung der Gemeinden aufgehoben würde, würden sich die gegenwärtigen Schwierigkeiten noch vergrössern, und das GNW würde seine ganze Daseinsberechtigung verlieren.

Die Übertragung des finanziellen Aufwands der Gemeinden an den Kanton würde einen jährlichen Betrag von 29 Mio. Franken ausmachen. Eine solche Ûbertragung hat nur einen Sinn, wenn sie langfristig dazu beiträgt, die Kosten besser einzudämmen. Dazu müssen vom GNW Rationalisierungs- und Planungsmassnahmen umgesetzt werden. Die so freigewordenen Mittel (nach den ausgeführten Studien 4–6 Mio. Franken für die Oberwalliser Spitäler und 8–12 Mio. Franken für die Spitäler des französischsprachigen Wallis) könnten auch für bessere Lohn- und Arbeitsbedingungen des Spitalpersonals und für die Entwicklung von neuen Spitaltätigkeiten, die neuen Bedürfnissen der Patienten entsprechen, eingesetzt werden. Damit das GNW diese Herausforderung während der beschränkten Gültigkeitsdauer des Dekrets annehmen kann, muss man ihm die nötigen Mittel geben.

Wir laden Sie ein, Ihre Stellungnahmen bis zum 10. März 2003

an folgende Adresse zu richten :

Staatsrat
Regierungsgebäude 

Place de la Planta

1951 Sitten

Für alle weiteren Auskünfte oder für zusätzliche Dokumentation können Sie sich an die Dienststelle für Gesundheitswesen unter der folgenden Adresse wenden :

Dienstelle für Gesundheitswesen

7, av. du Midi

Postfach 478

1951 Sitten

Mit vorzüglicher Hochachtung

Im Namen des Staatsrats

Der Präsident :
Der Kanzler :
Thomas Burgener 
Henri v. Roten
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